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Nach dem XXVI. Parteitag der KPdSU haben das Zentral­
komitee der KPdSU, der Ministerrat der UdSSR und der Zen­
tralrat der Gewerkschaften der UdSSR eine Reihe wichtiger 
Beschlüsse zur Festigung der Staats-, Arbeits- und Vertrags­
disziplin gefaßt Daraus erwuchs den Zweigministerien die 
Pflicht, sich bei der Organisation der Rechtsarbeit vor allem 
diesen Fragen zuzuwenden; entsprechend orientierten auch 
das Ministerium der Justiz und die nachgeordneten Justiz- 
organe bei der methodischen Anleitung der Rechtsarbeit

Mit der Annahme des Gesetzes über die Arbeitskollektive 
und die Erhöhung ihrer Rolle bei der Leitung der Betriebe, 
Einrichtungen und Organisationen am 17. Juni 19837 ergaben 
sich neue Aufgaben für die Nutzung rechtlicher Mittel zur 
weiteren Festigung der sozialistischen Arbeitsdisziplin (vgl. 
Art. 9 des Gesetzes). Das Ministerium der Justiz der UdSSR 
beteiligte sich an Untersuchungen zur Nutzung und zur Effek­
tivität rechtlicher Regelungen bei der Bekämpfung von Ver­
letzungen der Arbeitsdisziplin und der Vertragsdisziplin in 
den Verantwortungsbereichen des Ministeriums für Trakto­
ren.- und Landmaschinenbau, des Ministeriums für Erfassung 
sowie des Ministeriums für den Bau von Maschinen für die 
Leicht- und Nahrungsmittelindustrie und von Haushaltsge­
räten.

Auf der Grundlage des Beschlusses des Zentralkomitees 
der KdPSU über die Vertragsdisziplin wurden Untersuchun­
gen zur Nutzung rechtlicher Mittel bei der Festigung der Ver­
tragsdisziplin in den Verantwortungsbereichen des Ministe­
riums für Kraftfahrzeugindustrie, des Ministeriums für den 
Bau von Maschinen für das Bauwesen, den Straßenbau und 
die Kommunalwirtschaft, des Ministeriums für Werkzeug­
maschinen- und Werkzeugbau und anderer Ministerien durch­
geführt. Das Ministerium der Justiz der UdSSR erarbeitete 
in. allen diesen Fällen Empfehlungen zur Verbesserung der 
Rechtsarbeit in bezug auf die Arbeits- und Vertragsdisziplin 
und leitete sie den entsprechenden Ministerien zu.

Auf die gleiche Weise arbeiten die Ministerien der Justiz 
der Unionsrepubliken und der autonomen Republiken sowie 
die Abteilungen für Justiz bei den. Exekutivkomitees in den 
Regionen und Gebieten der UdSSR.

Zur methodischen Anleitung der Rechtsarbeit in der Volks­
wirtschaft gehört es auch, daß das Ministerium der Justiz der 
UdSSR und die ihm nachgeordneten Organe allen Ministerien, 
Staatlichen. Komitees und Ämtern methodische Materialien 
zur Verfügung stellen, z. B. Empfehlungen zu den verschie­
denen Richtungen der Rechtsarbeit sowie zur Organisation 
und Tätigkeit des juristischen Dienstes. Weitere methodische 
Materialien befassen sich z. B. mit der Frage, wie Wirtschafts­
verträge unter strikter Wahrung der Gesetzlichkeit vorzube­
reiten und auszuarbeiten sind, welche Rolle speziell die Ju­
stitiare bei der Prüfung von Vertragstexten, beim Vertrags­
abschluß und später bei der Kontrolle über die Einhaltung 
und Realisierung der Verträge spielen. Ferner gibt es metho­
dische Hinweise dafür, welche rechtlichen Maßnahmen gegen 
unzuverlässige Vertragspartner zu ergreifen sind (z. B. bei 
Nichterfüllung oder nicht qualitätsgerechter Erfüllung), wie 
Schadenersatzansprüche durchzusetzen sind, wie gegen die 
Produktion nicht qualitätsgerechter Erzeugnisse, gegen den 
Verderb und die Entwendung von Erzeugnissen vorzugehen 
ist u. a. m.

Große Aufmerksamkeit widmet das Ministerium der Justiz 
der UdSSR der Frage, wie seine Empfehlungen in die Praxis 
umgesetzt und seine methodischen Hinweise befolgt werden. 
Die Justizorgane haben insbesondere in den letzten Jahren 
sorgfältig überprüft, wie ihre Empfehlungen und metho­
dischen Hinweise durch örtliche Organe und Betriebe verwirk­
licht worden sind. Das Ministerium der Justiz der UdSSR 
wurde dadurch in die Lage versetzt, einige methodische Hin­
weise unter Berücksichtigung neuer Anf orderungen der Praxis 
ztu überarbeiten. Zugleich konnte auf diese Weise die Tätig­
keit der nachgeordneten Justizorgane auf dem Gebiet der 
methodischen Anleitung der Rechtsarbeit in der Volkswirt­
schaft besser eingeschätzt werden. Dazu tragen auch Rechen­
schaftslegungen der Justizmindster der Unionsrepubliken oder 
der für die methodische Anleitung der Rechtsarbeit verant­
wortlichen Stellvertreter der Minister sowie der Leiter von 
Verwaltungen oder Abteilungen für Rechtsarbeit in der Volks­

wirtschaft bei den Justizministerien der Unionsrepubliken bei. 
Diese Rechenschaftslegungen erfolgen vor dem Kollegium des 
Ministeriums der Justiz der UdSSR oder in operativen Bera­
tungen beim zuständigen Stellvertreter des Ministers.

Das Ministerium der Justiz der UdSSR erläßt Anweisun­
gen zur Organisation der methodischen Anleitung der Rechts­
arbeit durch die Justizorgane. Das geschieht entweder zu ein­
zelnen Richtungen der Rechtsarbeit oder zu Ergebnissen der 
Kontrolle dieser Tätigkeit durch die Justizministerien der Re­
publiken, Auch das Kollegium des Ministeriums der Justiz 
faßt dazu Beschlüsse und verallgemeinert fortgeschrittene Ar­
beitserfahrungen.

Mit dem Ziel, die Rechtsarbeit in der Volkswirtschaft zu 
unterstützen und die Aufmerksamkeit der Wirtschaftsfunk­
tionäre und der Justitiare auf Schwerpunkte dieser Arbeit zu 
lenken, werden sowohl in der zentralen Presse als auch in 
den juristischen Fachzeitschriften „Wirtschaft und Recht“ und 
^Sozialistische Gesetzlichkeit“ Beiträge zu speziellen Fragen 
veröffentlicht. Im zentralen Fernsehen und im Rundfunk 
werden entsprechende Sendungen gestaltet. Im vergangenen 
Jahr erschien auch ein Sammelband mit grundsätzlichen Rege­
lungen zur Rechtsarbeit in der Volkswirtschaft, der sowohl 
von Wirtschaftsfunktionären als auch von Juristen als wert­
volles praktisches Hilfsmittel geschätzt wird.

Das Ministerium der Justiz der UdSSR führt außerdem 
monatlich (mit Ausnahme der Urlaubszeit im Sommer) semi­
naristische Veranstaltungen mit den Leitern und anderen 
Spezialisten der Rechtsabteilungen bzw. juristischen Verwal­
tungen der Unionsministerien und der Ministerien der RSFSR, 
der Staatlichen Komitees und der Ämter durch. Diese Bera­
tungen dienen dazu, die Qualifikation der Juristen zu er­
höhen, neue Rechtsvorschriften zu erläutern sowie Erfahrun­
gen auszutauschen. Hier referieren nicht nur leitende Mit­
arbeiter der Justizorgane, der Planungsorgane, der Kontroll­
organe und der Organe der Gesetzlichkeitsaufsicht, sondern 
auch Mitarbeiter des juristischen. Dienstes an der Basis. Diese 
haben damit Gelegenheit, die in der Praxis auf tretenden Fra­
gen darzulegen und ihre Erfahrungen bei der Lösung dieses 
oder jenes Rechtsproblems zu vermitteln.

•
Im vorstehenden Beitrag konnten nur einige aktuelle Fragen 
der Rechtsarbeit in der Volkswirtschaft der UdSSR behandelt 
werden. Wenn dabei vor allem positive Erfahrungen bei der 
Entwicklung des juristischen Dienstes und bei der metho­
dischen Anleitung der Rechtsarbeit durch die Justizorgane 
dargelegt wurden, so soll dies nicht heißen, daß bei der Ver­
wirklichung der Rechtsarbeit keine Probleme auftreten. Na­
türlich gibt es einige Wirtschaftszweige und Betriebe, in denen 
die Tätigkeit des juristischen Dienstes noch nidiF voll befrie­
digt, in denen Justitiare auf althergebrachte Weise arbeiten 
und sich vornehmlich mit der Konfliktlösung befassen. Noch 
immer gibt es auch Wirtschaftsfunktionäre, die glauben, die 
Rechtsaxbeit sei eine ausschließliche Angelegenheit der Justi­
tiare. Diese Wirtschaftsfunktionäre haben also ihre ureigene 
Verantwortung für die Verwirklichung der Rechtsvorschriften, 
für die strikte Einhaltung der sozialistischen Gesetzlichkeit 
noch nicht erkannt. Um diese Mängel oder Unzulänglichkeiten 
zu überwinden, ist noch viel rechtserzieherische Arbeit zu 
leisten.

Die Justizorgane der UdSSR sind bestrebt, den hohen An­
forderungen an die weitere Festigung der sozialistischen Ge­
setzlichkeit und an die immer bessere Nutzung der rechtlichen 
Mittel zur Erhöhung der Effektivität der gesellschaftlichen 
Produktion gerecht zu werden. Sie lassen sich dabei von der 
Orientierung auf dem Juni-Plenum 1983 des Zentralkomitees 
der KPdSU leiten, wonach „der normale Gang unserer gesell­
schaftlichen Entwicklung undenkbar ist ohne die strengste 
Einhaltung der Gesetze, die die Interessen der Gesellschaft 
und die Rechte der Bürger schützen“ .8

(Originalbeitrag für „Neue Justiz“; übersetzt von 
Rüdiger P а nt el, Berlin)

7 Veröffentlicht in: UdSSR — Staat, Demokratie, Leitung, a. a. O., 
S. 464 £E.; vgl. dazu auch W. A. Maslennikow in NJ 1984, Heft 2, 
S. 48 f.

8 Rede von Juri Andropow auf dem Plenum des Zentralkomitees der 
KPdSU, ND vom 16. Juni 1983, S. 7.


